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�Mieterhöhung gilt bei Zustim-
mung des Mieters
 
BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019, Az.: VIII ZR 
234/18 

 
Durch die Zustimmung des Mieters zum Mieterhö-
hungsverlangen kommt eine Vereinbarung über die 
Mieterhöhung zustande. Dies gilt unabhängig da-
von, ob das Erhöhungsverlangen formell wirksam 
war.  

Im vorliegenden Fall begehrte der Mie-
ter einer Wohnung vom Vermieter Rückzahlung 
von Teilen der monatlichen Miete im Zeitraum von 
2011 bis 2013. Der Vermieter stellte im Jahr 2011 
und 2013 Mieterhöhungsverlangen ausgehend von 
einer Wohnfläche von 113 qm und blieb dabei je-
weils unter der ortsüblichen Vergleichsmiete. Im 
Jahr 2011 hatte der Mieter dem Erhöhungsverlan-
gen zugestimmt und anschließend die erhöhte 
Miete gezahlt. 2013 kamen dem Mieter erstmals 
Zweifel an der Größe der Wohnfläche, die er selbst 
nur mit knapp 100 qm ermittelte. Er machte so-
dann geltend, dass er der 2011 begehrten Erhö-
hung der Miete nicht in dieser Höhe zugestimmt 
hätte, wenn er die tatsächliche Wohnfläche da-
mals gekannt hätte. 

Der BGH entschied, dass der Mieter 
keine Miete zurückverlangen kann. Eine Zustim-
mung zum Mieterhöhungsverlangen sei immer eine 
vertragliche Vereinbarung der Mietparteien über 
die neue Miethöhe, gleichgültig, ob das Verlangen 
des Vermieters formell und inhaltlich wirksam war. 
Die Parteien hätten sich mithin wirksam auf eine 
Erhöhung der Miete geeinigt. Auf einen Anspruch 
des Vermieters auf Zustimmung zur begehrten 
Mieterhöhung käme es gerade nicht an. Auch 
rechtfertige, so weiter der BGH, die fälschlicher-

weise zugrunde gelegte Wohnungsgröße keine An-
passung der Mieterhöhungsvereinbarung zu Guns-
ten des Mieters. Die Wohnfläche und der Quadrat-
meterpreis seien lediglich der Grund für die vom 
Vermieter angestrebte Erhöhung der Miete und der 
vom Mieter akzeptierten Vertragsanpassung und 
seien mithin nicht Vertragsinhalt geworden. Nichts 
anderes ergibt sich aufgrund des beiderseitigen 
Irrtums der Parteien über die Wohnungsgröße.  

Nach Ansicht des BGH führe der beid-
seitige Kalkulationsirrtum vorliegend nicht zu ei-
nem Anspruch auf Vertragsanpassung, da dem 
Mieter das Festhalten an der Mieterhöhungsver-
einbarung selbst nach Abwägung sämtlicher Um-
stände zumutbar sei. Die Fehlberechnung der 
Wohnfläche habe sich im entschiedenen Fall nicht 
zu Lasten des Mieters ausgewirkt, da der Vermieter 
selbst unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
Fläche der Wohnung die Zustimmung zum Erhö-
hungsverlangen hätte verlangen können. Denn 
selbst dann entspreche die Mieterhöhung noch 
der ortsüblichen Vergleichsmiete.  
 
Fazit:  
Zu beachten ist, dass ein Vertragsanpassungsan-
spruch des Mieters und folglich ein Rückforde-
rungsanspruch durchaus möglich sind, sofern die 
Miete aufgrund einer fehlerhaften Flächenangabe 
oberhalb der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. 
Allein aus diesem Grund empfiehlt es sich grund-
legend immer, die Wohnfläche im Zweifelsfall zu-
nächst durch einen Fachmann bestimmen zu las-
sen.  
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� Vereinbarung eines Vormiet-
rechts in allgemeinen Geschäfts-
bedingungen 
 
OLG Stuttgart, Urteil vom 7. November 2019 – 13 U 
215/19 

 
Das OLG Stuttgart erklärte die Vereinbarung eines 
Vormietrechts in den allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen (AGB) eines Gewerberaummietvertrags 
für wirksam. 

Im vorliegenden Fall hat der Vermieter 
die Mieterin auf Räumung und Herausgabe der an 
sie im Jahr 2000 vermieteten Geschäftsräume ver-
klagt. Der von der Mieterin damals gestellte For-
mularmietvertrag enthielt dabei folgende Klausel: 
„§ 21 Vormietrecht – Der Vermieter räumt dem Mie-
ter für den ersten Vermietungsfall nach Vertrags-
ablauf in sinngemäßer Anwendung der gesetzli-
chen Bestimmungen über das Vorkaufsrecht ein 
Vormietrecht ein.“ Nachdem die Vermieterin im 
Juni 2018 das Mietverhältnis gekündigt hat und mit 
einer anderen Firma einen Anschlussmietvertrag 
abgeschlossen hatte, übte die Mieterin mit Schrei-
ben vom September 2018 das Vormietrecht aus. 
Dem entgegnete der Vermieter, dass das Vormiet-
recht nicht wirksam vereinbart worden sei und ver-
langte sodann die Räumung und Herausgabe der 
Geschäftsräume. 

Nun entschied das OLG Stuttgart, dass 
durch die Ausübung des Vormietrechts zwischen 
den Parteien ein neuer Mietvertrag zustande ge-
kommen sei. Eine Verpflichtung zur Räumung und 
Herausgabe der Geschäftsräume bestehe für die 
Mieterin somit nicht. Die das Vormietrecht vorse-
hende Klausel sei wirksamer Bestandteil des ur-
sprünglichen Mietvertrags gewesen. Auch hätten 
die Voraussetzungen für die Ausübung des Vor-
mietrechts vorgelegen. Diese Entscheidung be-
gründete das OLG zum einen damit, dass die be-
treffende AGB-Klausel keineswegs überraschend 
sei. Die Vereinbarung eines Vormietrechts sei nicht 
unüblich. Vor allem bei der Anmietung von Super-
marktflächen käme ein solches Vormietrecht häu-
fig zur Anwendung. Dies ist insbesondere auf das 
Interesse des Mieters an einer langfristigen Stand-
ortsicherung zurückzuführen. 

Zum anderen beachte die das Vormiet-
recht regelnde Klausel nach Ansicht des OLG‘s 
auch das sog. Transparenzgebot, da sie in jeder 
Hinsicht klar und verständlich ausgestaltet sei. 

Maßgeblich hierfür ist, wie die Klausel von verstän-
digen und redlichen Vertragspartnern unter Abwä-
gung der Interessen der Beteiligten verstanden 
wird, wobei die Verständnismöglichkeiten eines 
durchschnittlichen Vertragspartners zugrunde zu 
legen ist. Demzufolge sei laut OLG bereits der Be-
griff des Vormietrechts ausreichend verständlich. 
Der Wortlaut der Vormietklausel lasse keinen 
Zweifel darüber aufkommen, dass jeder erste Ver-
mietungsfall nach Vertragsablauf das Vormiet-
recht begründet. Eines Hinweises darauf, dass das 
Vormietrecht zeitlich unbefristet gilt, bedurfte es 
nach Ansicht des OLG vorliegend nicht. 

Ferner sei der Vermieter durch die Vor-
mietrechtsklausel nicht unangemessen benachtei-
ligt. Auf Vermieterseite ist zwar vor allem dessen 
Interesse zu berücksichtigen, seinen Vertrags-
partner frei wählen zu können und nicht wegen 
Übersehens des Vormietrechts Schadensersatz 
leisten zu müssen. Letzteres ist insbesondere dann 
nicht fernliegend, wenn der erste Vermietungsfall 
wegen Eigennutzung oder Leerstands erst längere 
Zeit nach Beendigung des ursprünglichen Mietver-
hältnisses eintritt. Da auch ein Mietvertrag über 
mehr als 30 Jahre zulässig ist, sei nach Ansicht des 
OLG’s eine Bindung des Vermieters durch das Vor-
mietrecht auf unbegrenzte Zeit gleichwohl nicht 
unangemessen benachteiligend. 

 
Fazit:  
Die Vereinbarung eines Vormietrechts in den AGB 
ist – insbesondere bei Mietverträgen über Gewer-
beraum – nicht unüblich. Eine solche Klausel ist 
weder überraschend noch intransparent noch un-
angemessen benachteiligend. Um sich als Vermie-
ter vor dem Übersehen eines Vormietrechts und 
der damit verbundenen Gefahr, Schadensersatz 
leisten zu müssen, zu schützen, empfehlen sich 
eine genaue Prüfung auch älterer Unterlagen so-
wie ein Vermerk über das zu beachtende Vormiet-
recht.  
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